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Neuordnung des kirchenmusikalischen Verordnungswerkes 
Landeskirchenamt Bielefeld, .den 18. Januar 1962 
Nr. 87/A 10-28 

Die Synode der Ev. Kirche der Union hat am 
11. 11. 1960 folgende Kirchengesetze erlassen: 
1. das Kirchengesetz über die Vorbildung und An­

stellungsfähigkeit von. Kirchenmusikern; 
2. die Prüfungsordnung für das kirchenmusika­

lische Amt; 
3. die kirchenmusikalische Fachaufsichtsordnung. 

Diesen Gesetzen hat die Synode der Ev. Kirche 
von .Westfalen am 27. 10. 1961 zugestimmt. Gleich-

zeitig hat sie zu jedem der drei genannten Gesetze 
ein Ergänzungsgesetz erlassen. Daraufhin hat der 
Rat der Ev. Kirche der Union die o. g. drei Gesetze 
für die Ev. Kirche von Westfalen mit Wirkung vom 
1. 1. 1962 in Kraft ·gesetzt. Mit diesem Termin tre­
ten auch die Ergänzungsgesetze in Kraft. Damit 
sind die entsprechenden Verordnungen des kirchen­
musikalischen Verordnungswerkes der Altpreußi­
schen Union aus den Jahren 1935/40/41 erloschen. 

Im folgenden veröffentlichen wir die drei Kir­
chengesetze jeweils mit dem entsprechenden Ergän­
zungsgesetz. 

~Kirchengesetz der Evangelischen Kirche der Union über die Vorbildung 
und Anstellungsfähigkeit von Kirchenmusikern*) 

Vom 11, 11.1960 

Die Synode der Evangelischen Kirche der Union 
hat das nachstehende Kirchengesetz beschlossen: 

§ 1 
(1) Als Kirchenmusiker einer Gemeinde der 

Gliedkirchen der Evangelischen Kirche · der Union 
kann nur angestellt werden, wer eine kirchliche 
Urkunde über die Anstellungsfähigkeit als Kirchen­
musiker besitzt. 

zur Übernahme eines kirchlichen Amtes geeignet 
erscheinen. 

(2) Mit dem Besitz der Urkunde über die Anstel­
lungsfähigkeit ist kein Anspruch auf Zuweisung 
·eines Kirchenmusikeramtes verbunden. 

(3) Die in einer Gliedkirche erworbene Anstel­
lungsfähigkeit gilt auc.li für die anderen Gliedkir­
chen der Evangelischen Kirche der Union. 

(2) Dabei bleiben die großen hauptberuflichen § 3 
Kirchenmusikerstellen (A-SteUen) den Inhabern der J:1 (1) Die Verleihung der Großen Urkunde über 
Großen Urkunde über die Anstellungsfähigkeit die Anstellungsfähigkeit können Kirchenmusiker 
vorbehalten. Die einfacheren hauptberuflichen Kir- beantragen, we.lche die A-Prüfung (Staatliche Prü­
chenmusiikerstellen :(B"'Stellen) sind mit Inhabern fung für Kirchenmusiker oder eine gleichwertige 
der Mittleren Urk\lnde über die Anstellungsfähig- staatliche oder kirchliche Prüfung) in einer der 
'keit 'zu besetzen. 'fühaber der Kleinen Urkunde Gliedkircheli der Evangelischen Kirche der Union, 

. über·:die ·Anstellungsfähigkeit 0 werden in:nebenbe- bestanden haben: 
·rtifUchen ... Kfrchenn1tisikerstellen (C-Stelleh) ange- ·· (2) ·· Der Antrag auf Verleihung der Großen Ur- .. 
stellt. ktinde üper die . ·:A:ristellungsfähigkeit.: ist . an das 

§ 2 
(1) Die .Urkunde über die Anstellungsfähigkeit 

• 0ailsH<:irchenmusiker .,wkd \!'O:ril Konsistorium .(Lan­
'deskirchenl;lmt), Männern, und,Frauen:verliehen; die 
· ihre :,kirchenmusikalische · Befähigung · .. :durch die 
vorgeschriebene Prüfung nachgewiesen hal;ien und 

.. -... 

Korisistorium' · (Landeskirchenatrit) zu richten. Ilim 
sind beizufügen:·. . . 
a) ··dasP~üfung~zeugni~ (in beglaubigter Abschrift) 

:b) ein. handgeschriebener Lebenslauf .. 
c) eine Konflrmationsbesche.i.ni:gung .. . 

·· .d) .ein .. versiegeltes. pfarramtlfohes. Zeugnis über die 
. Beteiligung des· :Antragstellers, am . gottesdienst- . 

. ·· lichem.und: Gemeindeleben · 
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e) gegebenenfalls Zeugnisse über die bisherige kir- des Landeskirchenmusikwarts und nach einem kir­
chenmusikalische Tätigkeit. chenmusikalischen Kolloquium ausnahmsweise die 
Bei Bewerbern, die an einem kirchlichen Institut Große Urkunde über die Anstellungsfähigkeit als 

ausgebildet worden sind, kann das Konsistorium Kirchenmusiker verliehen werden, wenn die Nach­
(Landeskirchenamt) außer dem pfarramtlichen holung der A-Prüfung billigerweise nicht zumutbar 
Zeugnis die gutachtliche Äußerung des Leiters über ist. 
die Persönlichkeit des Bewerbers einholen. § 5 

(3) Die Verleihung der Anstellungsfähigkeit(! (1) Die Kleine Urkunde über die Anstellungs-
setzt eine praktische Bewährung im kirchenmusi- fähigkeit als nebenberuflicher Kirchenmusiker in 
kalischen Dienst voraus. Die Einzelheiten werden den C-Stellen wird Männern und Frauen verliehen, 
durch gliedkirchliches Recht geregelt. Die Glied- welche die Prüfung für nebenberufliche Kirchen­
kirchen können auch bestimmen, daß der Nachweis musiker im Bereich der Evangelischen Kirche der 
durch ein Praktikum bei einem Kirchenmusiker er- Union abgelegt haben. 
bracht und das Praktikum mit einem Kolloquium (2) Das Konsistorium (Landeskirchenamt) ver­
vor einem kirchenmusikalisc.rien Visitationsausschuß leiht die Urkunde ohne besonderen Antrag auf 
des Konsistoriums (Landeskirchenamts) abgeschlos- Grund der bestandenen Prüfung, nachdem es gut­
sen wird. achtliche Äußerungen über die Persönlichkeit des 

(4) Kirchenmusikern, die eine den Anforderungen Kirchenmusikers eingeholt hat. 
der Staatlichen Prüfung für Kirchenmusiker ent- (3) Bei Kirchenmusikern, die in einer anderen 
sprechende staatliche oder kirchliche Prüfung in Landeskirche eine der Prüfung für nebenberufliche 
einer Landeskirche 1 der Evan elischen Kirchenmusiker im Bereich der Evangelischen Kir-

, Kirche er ruon abgelegt haben und sich um eine ehe der Union gleichwertige kirchliche oder staat­
.· freie Kirchenmusikerstelle in einer Gliedkirche der liehe Prüfung abgelegt haben, bedarf es zur Erlan­

Evangelischen Kirche der Union bewerben woll~n, gung der Urkunde über die Anstellungsfähigkeit 
kam1 auf Antrag die Große Urkunde über die An- eines Antrages an das Konsistorium (Landeskir­
stellungsfähigkeit verliehen werden, wenn sie die chenamt). Die Bestimmungen des § 3 Absätze 2 und 
Bekenntnisgrundlage der Evangelischen Kirche der 4 finden sinngemäß Anwendung. 
Union bejahen und in einem kirchenmusikalischen 
Kolloquium den Nachweis erbracht haben, daß sie 
die liturgischen und künstlerischen Voraussetzun­
gen erfüllen. Im Falle einer erstmaligen Anstellung 
ist außerdem dem Erfordernis von Absatz 3 Satz 1 
zu genügen. 

§ 4 

(1) Die Mittlere Urkunde über die Anstellungs­
fähigkeit in den B-Stellen wird Kirchenmusikern 
verliehen, welche die Mittlere Prüfung für Kirchen­
musiker (B-Prüfung) im Bereich der Evangelischen 
Kirche der Union abgelegt haben. 

(2) Das Konsistorium (Landeskirchenamt) ver­
leiht die Urkunde ohne besonderen Antrag auf 
Grund der bestandenen Prüfung, nachdem es gut­
achtliche Äußerungen über die Persönlichkeit des 
Kirchenmusikers eingeholt hat. 

(3) Die Gliedkirchen können bestimmen, daß die 
Mittlere Urkunde über die Anstellungsfähigkeit als 
Kirchenmusiker nur Männern und Frauen verlie­
hen wird, die außer der Mittleren Prüfung für Kir­
chenmusiker noch eine katechetische Prüfung abge­
legt haben oder die Befähigung für einen anderen 
kirchlichen Dienst nachweisen können. 

(4) Wollen Kirchenmusiker, die eine den Anfor­
derungen der Mittleren Prüfung für Kirchenmusi­
ker entsprechende kirchliche oder staatliche Prü­
fung in einer Landeskirche außerhalb der Evange­
lischen Kirche der Union abgelegt haben, sich um 
eine freie Kirchenmusikerstelle in einer Gliedkirche 
der Evangelischen Kirche der Union bewerben, so 
haben sie beim Konsistorium (Landeskirchenamt) 
die Verleihung der Mittleren Urkunde über die An­
stellungsfähigkeit zu beantragen. Dabei gelten § 3 
Absätze 2 und 4 sinngemäß. 

(5) Beim Vorliegen ungewöhnlicher Leistungen 
und nach längerer Bewährung in der praktischen 
Arbeit kann einem B-Kirchenmusiker auf Antrag 
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§ 6 

Solange nicht genügend ordnungsmäßig vorge­
bildete nebenberufliche Kirchenmusiker mit der 
Kleinen Urkunde über die Anstellungsfähigkeit zur 
Verfügung stehen, können auch Gemeindeglieder, 
die sich vor dem zuständigen Kirchenmusikwart 
über die nötigen elementaren Kenntnisse und Fä­
higkeiten ausgewiesen haben, zur Anstellung in 
C-Stellen zugelassen werden. 

§ 7 
Ein Kirchenmusiker verliert die Anstellungsfä-

higkeit, wenn er ein kirchenmusikalisches Amt län­
er als fünf Jahre nich au hat und ein 

{olloquium vor dem Konsistorium (Landeskirchen­
amt) ergibt, daß er die Voraussetzungen für die 
Verleihung der Anstellungsfähigkeit nicht mehr er­
füllt. In diesem Falle hat er die Urkunde über die 
Anstellungsfähigkeit zurückzugeben. 

§ 8 
(1) Wird ein beamteter Kirchenmusiker in einem 

Disziplinarverfahren mit Entfernung aus dem 
Dienst bestraft oder tritt er aus der Kirche aus, so 
verliert er die Anstellungsfähigkeit. Das gleiche ge­
schieht, wenn ein Kirchenmusiker im Angestellten­
verhältnis fristlos entlassen worden ist und das 
Konsistorium (Landeskirchenamt) nach Anhörung 
des Kirchenmusikers und Prüfung der ... Umstände 
feststellt, daß er die Anstellungsfähigkeit verwirkt 
hat. Gegen diese Feststellung steht dem Kirchen­
musiker das Recht des Einspruchs zu. Das Nähere 
wird durch gliedkirchliches Recht geregelt. Erhebt 
er nicht fristgemäß Einspruch oder wird sein Ein­
spruch zurückgewiesen, so hat er die Urkunde an 
das Konsistorium (Landeskirchenamt) . zurückzuge­
ben. 

(2) Unter besonderen Umständen kann auf An­
trag die Urkunde über die Anstellungsfähigkeit mit 



Zustimmung des Landeskirchenmusikwarts von der 
Kirchenleitung wiederverliehen werden. 

§ 9 

Mit dem Verlust der Anstellungsfähigkeit ver­
liert der ehemalige Kirchenmusiker das Recht, eine 
kirc.lienmusikalische Amts- oder Dienstbezeichnung 
zu führen. 

§ 10 

(1} Die Gliedkirchen können zur Ausführung 
dieses Kirchengesetzes erforderliche Rechts- und 
Verwaltungsvorschriften erlassen. 

(2) Das vorstehende Kirchengesetz wird vom Rat 
gemäß Art. 7 Absatz 2 der Ordnung der Evangeli­
sc,'len Kirche der Union in Kraft gesetzt. Damit er­
lischt die Geltung der Grundsätze für die Vorbil­
dungs- und Anstellungsfähigkeit von Kirchenmusi­
kern vom 15. Juli 1935. 

Berlin, den 11. November 1960. 

Der Präses der Synode cler Evangelischen 
Kirche der Union 

Dr. Kr e y s s i g 

Westfälisches Ergänzungsgesetz zum Kirchengesetz 
der Evangelisd1en Kirche der Union über die Vorbildung und Anstellungsfähigkeit 

von Kirchenmusikern vom 11.11.1960 
Vom 27. 10. 1961 

Die Landessynode hat auf Grund von Artikei 
116 der Kirchenordnung folgendes Kirchengesetz 
beschlossen: 

Artikel 1 
Das Kirchengesetz der Evangelischen -Kirche der 

Union über die Vorbildung und Anstellungsfähig­
keit von Kirchenmusikern vom 11. 11. 1960 wird 
für den Bereich der Evangelischen Kirche von 
Westfalen wie folgt ergänzt: 

1. § 3 Abs. 3 erhält folgende Fassung: 
a) Voraussetzung der Verleihung der Urkunde 

über die Anstellungsfähigkeit ist die Ablei­
stung eines einjährigen Praktikums bei 
'emem bewährten Kirchenmusiker. Das Prak­
tikum kann solc.lien Bewerbern erlassen wer­
den, die auf Grund einer früher abgelegten 
B-Prüfung mindestens ein Jahr lang in einer 
Kirchengemeinde kirchenmusikalisch tätig 
waren. 

b) Das. Praktikum wird durch ein Kolloquium 
vor Mitgliedern des kirchenmusikalischen 
Prüfungsausschusses„ abgeschlossen. 

c) Der Praktikant erhält während dieser Zeit 
einen Unterhaltszuschuß von der Landes­
kirche. 

2. In § 8 Abs. 1 wird eingefügt: 
a) vor Satz 3: 

Der Feststellungsbeschluß des Landeskir­
chenamtes, daß ein fristlos entlassener Kir-

chenmusiker im Angestelltenverhältnis seine 
Anstellungsfähigkeit verwirkt hat, ist mit 
Gründen zu versehen. 

b) nach Satz 3 wird eingefügt: 
Der Einspruch ist innerhalb eines Monats 
nach Zustellung des Feststellungsbeschlusses 
bei der Kirchenleitung einzulegen. 

Artikel 2 
Die Kirchenleitung wird ermächtigt, den Wort­

laut der in der Evangelischen Kirche von Westfalen 
geltenden Fassung des Kirchengesetzes über die 
Vorbildung und Anstellungsfähigkeit von Kirchen­
musikern bekannt zu machen und notwendige Aus­
führungsbestimmungen zu erlassen. 

Artikel 3 
Dies Gesetz tritt an dem Tage in Kraft, mit dem 

der Rat der Evangelischen Kirche der Union das 
genannte Gesetz für die Evangelische Kirche von 
Westfalen in Kraft setzt. 

Bethel, den 27. Oktober 1961 

Vorstehendes Kirchengesetz wird hiermit ver­
kündet. 

Bielefeld, den 20. Dezember 1961 

Die Leitung der 
Evangelischen Kirche von Westfalen 

D.Wilm 

, Kirchengesetz der Evangelischen Kirche der Union über die Berufungsordnung 
, für das kirchenmusikalische Amt*) 

Vom 11.11.1960 

Die Synode der Evangelischen Kirche der Union 
hat das nachstehende Kirchengesetz beschlossen: 

Recht zur Berufung von Kirchenmusikem 

§ 1 
Die Berufung von Kirchenmusikern ist eine An­

gelegenh~it der, Kirchengemeinde. 

"') ABI. EKD 1961 S, 173 ff. 

§ 2 
Durch gliedkirchliches Recht kann dem Konsi­

storium (Landeskirchenamt) das Präsentationsrecht 
für die Besetzung einer hauptberuflichen Kirchen­
musikerstelle zuerkannt werden, wenn, die Stelle 
für die Ausbildung des kirchenmusikalischen Nach­
wuchses von Wichtigkeit ist oder wenn dem Inhä­
be'r eine führende Aufgabe innerhalb der Kirchen­
musikerschaft der Gliedkirche zugedacht wird. 
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§ 3 
Hauptberufliche Kirchenmusikerstellen im Sinne 

dieser Vorschriften sind solche Stellen, die auf 
Grund des Kirchenmusikalischen Stellenplanes der 
Gliedkirche mit hauptberuflichen Kirchenmusikern 
(A- oder B-Kirchenmusikem) besetzt werden sollen. 

Verfahren bei der Berufung von Kirchenmusikern 
und Einführung in das Amt 

Anzeige und Ausschreibung 

§4 
(1) Wird eine hauptberufliche Kirchenmusiker­

stelle frei, so hat der Gemeindekirchenrat (das 
Presbyterium) dem Konsistorium (Landeskirchen­
amt) die Erledigung der Stelle unverzüglich anzu­
zeigen. Dabei ist die finanzielle Einstufung der 
Stelle und die Anschrift mitzuteilen, an welche die 
Bewerbungen zu richten sind. Gleichzeitig ist zu 
bemerken, welche der vorgeschriebenen kirchlichen 
Urkunden über die Anstellungsfähigkeit (Große 
oder Mittlere Urkunde} von den Bewerbern beizu­
bringen ist. Eine Zweitschrift der Anzeige ist dem 
Kirchenmusikwart zuzuleiten. 

(2) Wenn besondere Umstände vorliegen, kann 
der Gemeindekirchenrat (das Presbyterium} beim 
Konsistorium (Landeskirchenamt) beantragen, daß 
ihm gestattet wird, die ordnungsmäßige Wiederbe­
setzung der erledigten Stelle bis zum Ablauf von 
höchstens einem Jahr hinauszuschieben; in der 
Zwischenzeit wird die Kirchenmusikerstelle durch 
einen geeigneten, vom Gemeindekirchenrat (Pres­
byterium) zu beauftragenden Vertreter versehen. 

§ 5 
(1) Die freie Kirchenmusikerstelle wird mit ei­

ner Bewerbungsfrist von mindestens 30 Tagen und 
unter Angabe der finanziellen Einstufung der Stelle 
und der in Frage kommenden kirchlichen Urkunde 
über die Anstellungsfähigkeit im Ki.rchlichen.Amts­
blatt der GJiedkirche ausgeschrieben. 

(2) Die Ausschreibung kann unterbleiben, wenn 
das Konsistorium (Landeskirchenamt) einen dahin­
gehenden begründeten Antrag des Gemeindekir­
chenrats (Presbyteriums) genehmigt. 

§ 6 

(1) Bei nebenberuflichen Kirchenmusikerstellen 
(C-Stellen) entfällt die Verpflichtung zur Anzeige 
und Ausschreibung der freigewordenen Stelle; je­
doch ist der Kirchenmusikwart zu unterrichten. 

(2) Sofern es sich um nebenberufliche Kirchen­
musikerstellen mit umfangreichem Dienst handelt, 
bleibt es dem Gemeindekirchenrat (Presbyterium) 
überlassen, entsprechend den Vorschriften der §§ 4 
und 5 Absatz 1 zu verfahren. 

Berufung durch die l{irchengemeinde 

§ 7 
(1) Der Gemeindekirchenrat (das Presbyterium) 

prüft die eingegangenen Bewerbungen. Er (Es) hat 
sich insbesondere davon zu überzeugen, ob der (die) 
Bewerber die Anstellungsfähigkeit entsprechend 
dem Kirchengesetz über die Vorbildung und An­
stellungsfähigkeit von Kirchenmusikern besitzt (be­
sitzen). 
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· (2) Beträgt die.·Zahl.der:eingegangenen Bewer­
bungen mehr als drei, so sollen unter diesen die 
drei am besten geeignet erscheinenden Bewerber 
ausgesucht und in die engere Wahl gezogen wer­
den. Bei der Auswahl der Bewerber ist der Kir­
chenmusikwart zu beteiligen. 

(3) Ha:t einer der in die engere Wahl gezogenen 
Bewerber in den voraufgegangenen fünf Jahren 
kein kirchenmusikalisches Amt ausgeübt, so hat er 
sich zuvor einem Kolloquium vor dem Konsisto­
rium (Landeskirchenamt) zu stellen, von dessen 
Ausgang es abhängt, ob er zur Probe (§ 8) zuge­
lassen wird. 

§ 8 
(1) Vor der Besetzung der Kirchenmusikerstelle 

ist eine Probe anzuberaumen. Sind Kantoren- und 
0;:ganistenamt in der Kirchengemeinde getrennt, 
so wird die Probe auf das Orgelspiel oder die Chor.: 
ieitung beschränkt; im letzteren Falle ist auch die 
Fähigkeit des Bewerbers (der Bewerber) zur Füh­
rung des Gemeindegesanges (Anstimmen der litur­
gischen Gesänge und Kirchenlieder) zu prüfen; Ei­
nen Teil der Probe stellt die musikalische Durch­
führung eines Gemeindegottesdienstes, gegebenen­
falls auch des Kindergottesdienstes dar. 

(2) Die Probe findet vor dem Gemeindekirchen­
rat (Presbyterium) und den von diesem geladenen 
Personen statt. Als kirchenmusikalischer Sachver­
ständiger ist der Kirchenmusikwart zu beteiligen. 
Handelt es sich um die Besetzung einer hauptbe­
ruflichen Kirchenmusikerstelle, so ist auch der 
Landeskirchenmusikwart vom Gemeindekirchen­
rat (Presbyterium) rechtzeitig einzuladen. 

(3) Der den Bewerbern durch die Probe ent­
standene Aufwand ist. aus der Kirchenkasse zu er­
statten. 

(4) Solange in dem betreffenden Kirchenkreis 
kein Kirchenmusikwart bestellt ist, übernimmt ein 
vom Landeskirchenmusikwart entsandter kirchen­
musikalischer Sachverständiger die in diesem Para­
graphen beschriebenen Aufgaben des Kirchenmu­
sikwarts. 

§ 9 
(1) Der Gemeindekirchenrat (das Presbyterium) 

hat bei der Wahl des Kirchenmusikers das von dem 
(den) Sachverständigen erstattete Gutachten zu be­
achten. 

(2) Haben sich für eine ordnungsmäßig ausge­
schriebene hauptberufliche Kirchenmusikerstelle 
keine Bewerber gemeldet, welche die der Stelle 
entsprechende kirchliche Urkunde über die Anstel­
lungsfähigJ{eit besitzen, so ist der Gemeindekir· 
chenrat (das Presbyterium) berechtigt, vorüberge­
hend einen anderen Kirchenmusiker anzustellen, 
und zwar in einer A-Stelle einen B-Kirchenmusi­
ker, in einer B-Stelle einen C-Kirchenmusiker. Die 
in § 8 vorgeschriebene Probe hat auch in diesem 
Falle stattzufinden. · 

(3) Steht für eine freie nebenberufliche Kir­
chenmusikerstelle kein ordnungsmäßig vorgebilde­
ter Kirchenmusiker zur Verfügung, so kann der 
kirchenmusikalische Dienst durch Gemeindeglieder, 
die sich vor dem Kirchenmusikwart über die nöti­
gen elementaren und kirchenmusikalischen Kennt­
nisse und Fähigkeiten ausgewiesen haben, oder 



durch Vorsänger (Praecentorert) ausgeübt werden. 
Vom Gemeindekirchenrat (Presbyterium) wird er­
wartet, daß er (es) den kirchenmusikalisch tätigen 
Gemeindegliedern die Möglichkeit gewährt, die von 
der Gliedkirche eingerichteten Förderungskurse zu 
besuchen. 

§ 10 
(1) pie Anstellung des Kirchenmusikers bedarf 

der Genehigung des zuständigen kirchlichen Auf­
,. sichtsorgans. 

(2) Der Anstellung eines Bewerbers, der durch 
persönliches Werben von Stimmen oder in anderer 
Weise durch unwürdige Mittel auf die Wahl einzu­
wirken versucht hat, ist die kirchenaufsichtliche 
Genehmigung zu versagen. 

(3) Die Gliedkirchen können bestimmen, daß 
der Kirchenmusiker erst nach Ablauf einer Probe­
zeit unbefristet angestellt wird. 

Einführung in das Amt 

§ 11 
(1) Nach der endgültigen Übernahme seines 

Amtes ist der Kirchenmusiker alsbald durch den 

Vorsitzenden des Gemeindekirchenrats (Presbyte­
riums) ·im Gottesdienst einzuführen. 

(2) Die Einführung erfolgt nach der Ordnung 
der Gliedkirche. 

(3) Von der Einführung ist dem Konsistorium 
(Landeskirchenamt) Mitteilung zu machen. 

Inkrafttreten 

§ 12 
(1) Die Gliedkirchen können zur Ausführung 

dieses Kirchengesetzes erforderliche Rechts- und 
Verwaltungsvorschriften erlassen. 

(2) Das vorstehende Kirchengesetz wird vom 
Rat gemäß Art. 7 Absatz 2 der Ordnung der Evan­
gelischen Kirche der Union in Kraft gesetzt. Zum 
gleichen Zeitpunkt tritt die Berufungsordnung für 
das kirchenmusikalische Amt vom 1. Oktober 1940 
(Ges.Bl. d. DEK S. 58) außer Kr,aft. 

Berlin, den 11. November 1960. 

Der Präses der Synode der Evangelischen 
Kirche der Union 

Dr. Kreyssig 

Westfälisches Ergänzungsgesetz zum Kirchengesetz 
der Evangelischen Kirche der Union über die Berufungsordnung 

für das kirchenmusikalische Amt vom 11. 11. 1960 

Vom 27. 10. 1961 

Die Landessynode hat auf Grund von Artikel 
116 der Kirchenordnung folgendes Kirchengesetz 
beschlossen: 

Artikel 1 

Das Kirchengesetz der Evangelischen Kirche der 
un:ion über die Berufungsordnung für das kirchen­
musikalische Amt vom 11. 11. 1960 wird für den 
Bereich der Evangelischen Kirche von Westfalen 
wie folgt ergänzt: 

1. § 2 erhält folgende Fassung: 

Wenn eine hauptberufliche Kirchenmusikerstelle 
für die Ausbildung des Nachwuchses wichtig ist 
oder dem Inhaber eine führende Aufgabe in der 
Kirchenmusikerschaft zugedacht ist, kann das 
Landeskirchenamt beschließen, einen Ausschuß 
aus Vertretern des Presbyteriums und des Lan­
deskirchenamts zu bilden, der dem Presbyterium 
einen Bewerber vorschlägt 

2. § 3 erhält folgenden 2. A.bsatz: 

, Der kirchenmusikalische Stellenplan wird 'vom 
Landeskirchenamt im Einvernehmen mit den 
.Presbyterien ün.d ,den Kreissynodalvorstäriden 
,.aufgestellt. 

3. § · 10 Abs1 1 erhält folgenden Zusatz: 

• Zur Besetzuns einer A-Stelle ist die ,Bestäti­
:gung des Landeskirchenamtes . erforderlich (KO 
Artikel 53 Abs .. 4). 

4. § 10 Abs. 3 erhält folgende Fassung: 
Ein Kirchenmusiker soll erst nach Ablauf einer 
Probezeit von 'einem Vierteljahr endgültig an­
gestellt werden. 

5. § 11 Abs. 2 erhält folgende Fassung: 
Die Einführung des Kirchenmusikers erfolgt 
nach der Agende. 

Artikel 2 

Die Kirchenleitung wird ermächtigt, den Wort­
laut der in der Evangelischen Kirche von Westfalen 
geltenden Fassung des Kirchengesetzes über die 
Berufungsordnung für das kirchenmusikalische 
Amt bekannt zu machen und notwendige Ausfüh­
rungsbestimmungen zu erlassen. 

Artikel 3 
Dies Gesetz. tritt an dem Tage in Kraft, mit dem 

der Rat der Evangelischen Kirche der Union: das 
genannte· Gesetz für die Evangelische Kirche von· 
Westfalen in Kraft setzt. 

Bethel, den 27. Oktober 1961 

Vorstehendes Kirchengesetz wird hiermit 
kündet. 

Bielefeld, den 20. Dezember 1961 

Die Leitung der 
Evangelischen Kirche von Westfalen 

D. Wilm 



Kirchengesetz der Evangelischen Kirdle der Union 
über die kirchenmusikalische Fachaufsichtsordnung*) 

Vom 11. 11. 1960 

Die Synode der Evangelischen Kirche der Union 
hat das nachstehende Kirchengesetz beschlossen: 

Allgemeine Aufgaben der Fachaufsicht 

§ 1 
(1) Die kirchenmusikalische Fachaufsicht ist da­

zu bestimmt, die Ausübung des kirchenmusikali­
schen Dienstes zu fördern. Ihre Organe sollen die 
Kirchenmusiker, die Gemeinden sowie die kirch­
lichen Stellen, denen die Dienstaufsicht obliegt, in 
allen kirchenmusikalischen Fragen beraten und un­
terstützen. 

(2) Über die Abgrenzung von Dienst- und Fach­
aufsicht entscheidet in Zweifelsfällen das Konsi­
storium (Landeskirchenamt). 

Organe der Fachaufsicht 

§ 2 

(1) Die allgemeine kirchenmusikalische Fach­
aufsicht wird in den Kirchenkreisen von Kirchen­
musikwarten, in der Landeskirche (Kirchenprovinz) 
vom Landeskirchenmusikwart ausgeübt. 

(2) Wo die Gliedkirche in Sprengel gegliedert 
ist und Propsteikirchenmusikwarte bestellt sind, 
wird die Zuordnung der Ämter des Landeskirchen­
musikwarts und der Kirchenmusikwarte zu dem 
Amt des Propsteikirchenmusikwarts durch beson­
dere Bestimmungen der Gliedkirche geregelt. 

(3) Spezielle Aufgaben der Fachaufsicht werden 
vom Landessingwart und von der Zentralstelle für 
Orgelbau und Glockenwesen (dem Landeskirchli­
chen Orgel- und Glockenamt) wahrgenommen. 

Aufgaben des Kirchenmusikwarts 

§ 3 

(1) Organ der kirchenmusikalischen Fachauf­
sicht im Kirchenkreis ist der Kirchenmusikwart. 

(2) Er wird nach den Bestimmungen des glied­
kirchlichen Rechts auf Zeit oder unbefristet be­
rufen. 

(3) Der Kirchenmusikwart soll hauptberuflich 
ein kirchenmusikalisches Gemeindeamt versehen 
und seinen Wohnsitz möglichst im Kirchenkreis 
haben. 

(4) Ausnahmsweise und mit Genehmigung des 
Konsistoriums (Landeskirchenamts) kann für meh­
rere benachbarte Kirchenkreise ein gemeinsamer 
Kirchenmusikwart auf Grund eines entsprechenden 
Beschlusses der beteiligten Kreiskirchenräte (Kreis­
synodalvorstände) bestellt werden. 

§ 4 
Der Kirchenmusikwart erhält aus der Kreissy­

nodalkasse (Kreiskirchenkasse) für seine Tätigkeit 
eine angemessene Dienstaufwandsentschädigung 
und den Ersatz seiner baren Auslagen. 

§ 5 
(1) Der Kirchenmusikwart soll sich dafür ver­

antwortlich wissen, daß der Kirchenmusik in den 

*) ABl. EKD 1961 S. 175 ff. 
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Gemeinden seines Kirchenkreises die gebotene 
Wertschätzung und Pflege zuteil wird. Wo sich 
Mißstände, Unvermögen oder mangelnder guter 
Wille zeigen, hat er auf Besserung zu dringen und 
gegebenenfalls die kirchliche Aufsichtsbehörde um 
Einschreiten zu bitten. 

(2) D'er Kirchenmusikwart soll sich insbesondere 
angelegen sein lassen: 
a) die Förderung des kirchenmusikalischen Lebens 

in den Gemeinden seines Kirchenkreises: durch 
praktische Anregungen, durch Mithilfe bei der 
Bildung und Erhaltung von Kirchenchören und 
kirchlichen Singkreisen in allen Gemeinden, 
durch Ermutigung des Kirchenmusikers zur Be­
gründung von kirchlichen Instrumentalgruppen, 
zum Beispiel eines Posaunenchores, wo die Vor­
aussetzungen dafür gegeben sind, und durch 
Veranstaltung von Singwochen und -freizeiten, 
gemeinsam mit dem Landessingwart; 

b) die Sorge für die ordnungsmäßige Besetzung 
und Verwaltung jeder Kirchenmusikerstelle 
seines Kirchenkreises und die Bemühung um 
einen genügenden kirchenmusikalischen Nach­
wuchs, vor allem für die ländlichen Gemeinden; 

c) die Vertretung kirchenmusikalischer und litur­
gischer Anliegen und Bestrebungen vor den 
Pfarrern und Gemeindekirchenräten (Presbyte­
rien) seines Kirchenkreises; 

d) die Durchführung der auf die Pflege und den 
Aufbau der Kirchenmusik abzielenden Maßnah­
men und Anregungen der Kirchenleitung und 
des Konsistoriums (Landeskirchenamts); 

e) die Förderung des Interesses an der Kirchenmu­
sik in der Öffentlichkeit, zum Beispiel durch 
Unterrichtung der kirchlichen und weltlichen 
Presse über kirchenmusikalische Vorgänge im 
Kirchenkreis; 

f) die Überwachung der Pflege der Orgeln seines 
Kirchenkreises in Zusammenarbeit mit den be­
auftragten Orgelsachverständigen. 

§ 6 

(1) Die li'achaufsicht des Kirchenmusikwarts 
über die einzelnen Kirchenmusiker erstreckt sich 
auf die Ausübung ihres Dienstes in künstlerischer 
und liturgischer Hinsicht. Es ist erwünscht, daß sich 
der Kirchenmusikwart im Laufe der Zeit über die 
Arbeit und die Leistungen möglichst aller Kirchen­
musiker seines Kirchenkreises persönlich unter­
richtet. 

(2) Der Kirchenmusikwart berät die Kirchen­
musiker seines Kirchenkreises in ihrer Amtstätig­
keit. 

(3) Er lädt im Einvernehmen mit dem Super­
intendenten zu den Kirchenmusiker-Konventen ein 
und leitet diese gemäß den Richtlinien für die Ord­
nung der Kirchenmusiker-Konvente vom 7. Juli 
1959. 

(4) Dem Kirchenmusikwart fällt die Anberau­
mung und Leitung von gemeinsamen kirchenmusi­
kalischen Veranstaltungen, zum Beispiel Kirchen­
chortreffen, zu. 



(5) .Bei der Probe für die Besetzung. einer er­
ledigten Kirchenmusikerstelle wirkt der zuständige 
Kirchenmusikwart· als Sachverständiger mit (§ 8 
Absatz 2 der Berufungsordnung für das kirchen-
musikalische Amt). · 

(6) Der Kirchenmusikwart soll die kirchenmusi­
kalisch tätigen Gemeindeglieder seines Kirchen­
k,reises, die keine durch eine Prüfung abgeschlos­
sene Vorbildung. besitzen, dazu anhalten, daß sie 
die von·. den Gliedkirchen eingerichteten kirchen­
musikalischen Förderungskurse besuchen :und, bei 
Vorliegen der nötigen Voraussetzungen, die Ur­
kunde über die Anstellungsfähigkeit als nebenbe­
rufliche Kirchenmusiker erwerben. Wenn diese 
Kurse kirchenkreisweise durchgeführt werden, hat 
er sie. vorzubereiten und zu leiten. 

(7) Er macht dem Konsistorium {Landeskirchen­
amt) Vorschläge darüber, welche Kirchenmusiker 
seines Kirchenkreises. zu Fortbildungskursen ein­
zuladen sind. 

§ 7 

(1) Der Kirchenmusikwart ist der Fachberater 
des Superintendenten und des Kreiskirchenrats 
{Kreissynodalvorstandes). Alle von dort oder vom 
Konsistorium (Landeskirchenamt) an ihn gelangen­
den Anfragen hat er zu beantworten und, wo es ge~ 
wünscht wird, sich gutachtlich über die ihm über­
wiesenen Angelegenheiten zu äußern. 

Er soll an den kirchenmusikalischen Beratungen 
und Maßnahmen des Kreiskirchenrates (Kreissy­
nodalvorstandes) und an den Visitationen beteiligt 
werden. 

(2) Der Kirchenmusikw·art soll Beobachtungen 
über wichtige kirchenmusikalische Vorgänge in den 
Gemeinden seines Kirchenkreises unaufgefordert 
dem Superintendenten und dem Landeskirchenmu­
sikwart mitteilen. Handelt es sich dabei um Vor­
gänge von allgemeiner oder grundsätzlicher Be­
deutung, so ist der Bericht über den Superinten­
denten an. das Konsistorium (Landeskirchenamt) zu 
richten; Der Landeskirchenmusikwart erhält eine 
Durchschrift. 

(3) Der• Kirchenmusikwart hat· einen J ahresbe­
richt über seine Tätigkeit durch den Superinten­
denten beim Konsistorium (Landeskirchenamt) ein­
zureichen. Der Superintendent versieht den Bericht 
mit seiner Stellungnahme. 

Aufgaben des Landeskirchenmusikwarts 

§ 8 

(1) Der. Landeskirchenmusikwart verwaltet das 
kirchenmusikalische Fachaufsichtsamt der Glied­
kirche. Er hat für die einheitliche Ausrichtung und 
Handhabung der Fachaufsicht in den Kirchenkrei­
sen Sorge zu tragen. 

{2) Der Landeskirchenmusikwart ist Fachbera­
ter. des Konsistoriums (Landeskirchenamts). 

(3) Seine Berufung und Abberufung geschieht 
durch die Kirchenleitung auf Vorschlag des Kon­
sistoriums (Landeskirchenamts). 

(4) Die Kirchenl~tung kann dem Landeskir­
chenmusikwart die Amtsbezeichnung „Landeskir­
chenmusikdirektor" verleihen. 

(5) Sofern .. der Landeski1;chenmusikwart nicht 
hauptamtlich berufen worden ist, erhält er für 
seine Tätigkeit eine von. der Kirchenleitung fest­
zusetzende Dienstaufwandsentschädigung. Die Kir­
chenlejtung trifft auch Bestimmung über den Er­
satz seiner baren Auslagen. 

§ 9 

(1) Der Landeskirchenmusikwart hat die Auf­
gabe, den Stand und die Entwicklung des kirchen­
musikalischen Lebens innerhalb der Gliedkirche zu 
beobachten, auf Gefahren und Schäden aufmerk­
sam zu machen und für die Pflege und Förd1;rung 
der Kirchenmusik Anregungen zu geben. 

(2) Er ist dafür besonders an die Zusammen­
arbeit mit den Kirchenmusikwarten gewiesen, 
deren Tätigkeit er koordiniert :und die er zu jähr­
lichen Fachkonferenzen zusammenruft. Der Lan~ 
deskirchenmusikwart ist berechtigt, an den Kir­
chenmusiker-Konventen der Kirchenkreise teilzu­
nehmen (Richtlinien für die Ordnung der Kirchen­
musiker-Konvente vom 7. Juli 1959). 

(3) Der Landeskirchenmusikwart führt seine 
Aufgaben in enger Zusammenarbeit mit dem Amt 
(der Kammer) für Kirchenmusik (dem Amt für 
Gottesdienstordnung und Kirc.lienmusik) durch. 

(4) Der Landeskirchenmusikwart soll laufende 
Verbindung mit dem Landessingwart sowie den 
Landesobleuten des Verbandes evangelischer Kir­
chenmusiker (Kirchenmusikerwerks), des Verban'­
des evangelischer Kirchenchöre (Kirchenchorwerks), 
des Posaunenwerks sowie der Arbeitsgemeinschaft 
evangelischer Jugendmusik halten. 

§ 10 
(1) Der Landeskirchenmusikwart steht der Kir­

chenleitung und dem Konsistorium (Landeskirchen­
amt) in allen kirchenmusikalischen Angelegenheiten 
als Berater zur Verfügung, insbesondere in den 
Fragen 
a) der Vorbildung, Prüfung, Anstellung und Fort­

bildung der Kirchenmusiker; 
b) der Sicherung eines kirchenmusikalischen.Nach­

wuchses und seiner Ausbildungsmöglichkeiten; 
c) der Verbindung mit den kirchenmusikalischen 

Ausbildungsstätten, einschließlich der Pädago­
gischen Akademien; 

d) der Kirchenchor- und Posaunenpflege; 
e) des Gesangbuches und der Förderung des Ge­

meindegesanges, auch im Kindergottesdienst; 
f) der kirchenmusikalischen Amts- und Dienstbe­

zeichnungen; 
g) der Verbindung mit der außerkirchlichen Mu­

sikpflege, insbesondere der Schulmusikpflege; 
h) der Förderung der schöpferischen kirchenmusi­

kalischen Begabungen. 
(2) Die Gliedkirchen können bestimmen, daß der 

Landeskirchenmusikwart oder sein Vertreter an 
den Generalkirchenvisitationen (Synodalvisitatio­
nen) zu beteiligen ist. 

§ 11 
Der Landeskirchenmusikwart erstattet der Kir­

chenleitung einen Jahresbericht. Er ist verpflichtet, 
sich auf Anfragen . der Kirchenleitung oder des 
Konsistoriums (Landeskirchenamts) gutachtlich zu 
äußern. 



Aufgaben des Landessingwarts 

§ 12 

(1) Dem Landessingwart ist im Zusammenwir­
ken mit allen zur Pflege "der Kirchenmusik berufe­
nen Kräften die Verantwortung für den Stand des 
Gemeindesingens in der Gliedkirche als ganzer an­
vertraut. Zugleich stellt die Kirchenleitung den 

. Gemeinden in seiner Person einen fachkundigen 
Helfer für die Förderung des Gemeindegesanges 
zur Verfügung. Unbeschadet cler Rechte des Lan­
deskirchenmusikwarts kann er vom Konsistorium 
(Landeskirchenamt) zur Fachberatung in den Fra­
gen des Gesangbuches und des Gemeidegesanges 
herangezogen werden. 

(2) Der Landessingwart wird von der Kirchen­
leitung auf Vorschlag des Amtes (der Kammer) für 
Kirchenmusik (des Amtes für Gottesdienstordnung 
und Kirchenmusik) im Haupt- und Nebenamt be­
rufen. Er erhält für seine Tätigkeit eine von der 
Kirchenleitung festzusetzende Vergütung. Die Kir­
chenleitung trifft auch Bestimmung über den Er­
satz seiner baren Auslagen. 

(3) Im Einvernehmen mit dem Konsistorium 
{Landeskirchenamt) und dem Landeskirchenmusik­
wart stellt er einen jährlichen Arbeitsplan auf. 

(4) Der Landessingwart erstattet dem Konsisto­
rium (Landeskirchenamt} einen Jahresbericht über 
seine Tätigkeit. 

§ 13 
(1) Der Landessingwart ist verpflichtet, sich 

durch Fühlungsnahme mit den Superintendenten 
und den Kirchenmusikwarten und durch gelegent­
liche Besuche in den Kirchenkreisen ein Bild von 
dem Stand des Gemeindegesanges in den verschie­
denen Teilen der Gliedkirche zu machen. Entspre­
chend wird er die jeweiligen Schwerpunkte für 
seine Tätigkeit zu wählen haben. 

(2) Er berät die Kirchenmusiker und Pfarrer 
hinsichtlich der Hebung und des planmäßigen Aus­
baues des Gemeindesingens. 

(3) Grundsätzliche Anregungen und Wünsche 
für die Pflege des Gemeindesingens hat er an das 
Konsistorium (Landeskirchenamt) heranzubringen. 

§ 14 

(1) Das wichtigste Mittel für die systematische 
Hebung des Gemeindesingens sind Singwochen und 
-freizeiten, die der Landessingwart im Einverneh­
men mit dem Kirchenmusikwart und dem Super­
intendenten in den Kirchenkreisen durchführt. Da­
bei können auch mehrere benachbarte Kirchen­
kreise zusammengefaßt werden. Hinsichtlich der 
Planung der Singwochen und -freizeiten soll der 
Landessingwart mit dem Landesverband evangeli­
scher Kird1enchöre (1$:irchenchorwerk) Fühlung 
halten. 

(2) Wo es im Interesse der Sache liegt, kann er 
auch der Einladung des Gemeindekirchenrats (Pres­
byteriums} zur Singarbeit in einer einzelnen Ge­
meinde Folge leisten. 

(3) Besondere Sorgfalt soll er der Schulung und 
Fortbildung der Kräfte widmen, die für die Sing-
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arbeit in den Gemeinden und Kirchenkreisen wich­
tig und verantwortlich sind. 

(4) Der Landessingwart ist verpflichtet, die Sing­
arbeit auch in den kirc..hlichen Werken zu fördern, 
wenn ein entsprechender Wunsch an ihn herange­
tragen wird. 

(5) Der Landessingwart soll geeignete Mitarbei­
ter für die Singarbeit ausfindig machen und diese 
für eine spätere selbständige Arbeit heranbilden. 
Auf eine möglichst gleichmäßige Verteilung der 
Mitarbeiter über das gesamte Gebiet der Gliedkir­
che ist dabei Bedacht zu nehmen. 

§ 15 

Wenn in der Gliedkirche Kurse zur Heranbil­
dung von Vorsängern (Praecentoren) eingerichtet 
werden, liegt deren Leitung beim Landessingwart. 

Aufgaben der Zentralstelle für Orgelbau und 
Glockenwesen 

(des Landeskirchlichen Orgel- und Glockenamtes) 

§ 16 

(1) Es ist Aufgabe der Zentralstelle für Orgel­
bau und Glockenwesen (des Landeskirchlichen Or­
gel- und Glockenamtes), die Kirchengemeinden, 
Pfarrer und Kirchenmusiker in allen Fragen, die 
den Orgelbau, die Orgelpflege und das Glockenwe­
sen betreffen, zu beraten, sie bei dem Bemühen 
um die Schaffung gediegener, gottesdienstgerechter 
Orgeln und bei der Beschaffung wertvoller Geläute 
zu unterstützen und die Beachtung der Richtlinien 
für den Orgelbau und die Orgelpflege im Bereich 
der Evangelischen Kirche der Union und der Richt­
linien für die Fachaufsicht über die kircheneigenen 
Glocken durch die Gemeinden in Zusammenarbeit 
mit den Fachberatern und den Kirchenmusikwar­
ten zu überwachen. 

(2) Die Zentralstelle für Orgelbau und Glocken­
wesen (das Landeskirdtliche Orgel- und Glocken­
amt} steht dem Konsistorium (Landeskirchenamt) 
sowie dem Kirchlichen Bauamt in allen fachlichen 
Angelegenheiten des Orgel- und Glockenwesens zur 
Beantwortung von Anfragen und zur Erstattung 
von Gutachten zur Verfügung. Sie (Es) ist an allen 
Genehmigungen für den Bau oder Umbau von Or­
geln und für die Anschaffung von GJocken zu be­
teiligen. Nähere Bestimmungen über das Zusam­
menwirken von Zentralstelle für Orgelbau und 
Glockenwesen (Landeskirchliches Orgel- und Glok­
kenamt), Orgelbeirat, Fachberatern und Kirchen­
musikwarten sind in den Richtlinien für den Orgel­
bau und die Orgelpflege im Bereich der Evangeli­
schen Kirche der Union und in den Richtlinien für 
die Fachaufsicht über die kircheneigenen Glocken 
getroffen. 

(3) Die Zentralstelle für Orgelbau und Glocken­
wesen (das Landeskirchliche Orgel- und Gloc."i{en­
amt) erstattet dem Konsistorium (Landeskirchen­
amt) am Ende jedes Jahres einen Bericht über seine 
Tätigkeit. 

§ 17 

(1) Die Gliedkirchen können zur Ausführung 
dieses Kirchengesetzes erforderliche Rechts- und 
Verwaltungsvorschriften erlassen. 



{2) Dieses · Kirchengesetz wird vom Rat gemäß 
Art. 7 Absatz 2 der Ordnung der Evangelischen 
Kirche der Union in Kraft gesetzt. Zum gleichen 
Zeitpunkt erlischt die Geltung der Kirchenmusika­
lischen Fachaufsichtsordnung vom 1. Oktober 1940 
(Ges.-Bl. d. DEK S. 60) und der Anweisung für die 
Tätigkeit des Fachberaters für Kirchenmusik bei 

den Konsistorien vom 1. März 1941 (Ges.-Bl. d. 
DEK S. 7). 

Berlin, den 11. November 1960. 

Der Präses der Synode der Evangelisclien 
Kirclie der Union 
Dr. K r e y s s i g 

Westfälisches Ergänzungsgesetz 
zum Kirchengesetz der Evangelischen Kirche der Union 

über die kirchenmusikalische Fachaufsichtsordnung vom 11. 11. 1960 
Vom 27.10.1961 

Die Landessynode hat auf Grund von Artikel 
116 der Kirchenordnung folgendes Kirchengesetz 
beschlossen: 

Artikel 1 
Das Kirchengesetz der Evangelischen Kirche der 

Union über die kirchenmusikalische Fachaufsichts­
ordnung vom 11. Ü. 1960 wird für den Bereich der 
Evangelischen Kirche von Westfalen wie folgt er­
gänzt: 
1. § 3 Abs. 2 erhält folgende Fassung: 

Er wird vom Kreissynodalvorstand im Einver­
nehmen mit dem Landeskirchenamt und den 
kirchenmusikalischen Verbänden für die Dauer 
von 5 Jahren berufen. 

2. § 10 Abs. 2 erhält folgende Fassung: 
An den Visitationen der Kirchenleitung nimmt 
der Landeskirchenmusikwart oder ein von ihm 
benannter Vertreter teil. 

Artikel 2 

Die Kirchenleitung wird ermächtigt, den Wort­
laut der in der Evangelischen Kirche von Westfalen 

Bibelkundlicher. Vorkurs für Lehrer 
aus der SBZ 

Landeskirclienamt 
Nr. 1395/C 9-07 b 

Bielefeld, den 22. 1. 1962 

Ehemalige SBZ-Lehrer, die keine Ausbildung 
im Fach Evangelische Religion haben,. Evangelische 
Unterweisung aber erteilen wollen, werden zu 
einem B i b e 1 k u n d 1 i c h e n V o r k u r s einge­
laden, der vom 9. April bis zum 19. April 1962 in 
. Haus Villigst bei Schwerte/Ruhr stattfindet. 

Der Besuch dieses Kursus ist Voraussetzung für 
die Teilnahme an je einem dreizehntägigen Ein­
gangs- und Abschlußkursus, der in einer Abschluß­
prüfung die Lehrbefähigung vermittelt. 

Anmeldungen für den Vorkursus sind bis zum 
27. März 1962 an das Katechetische Amt, Villigst 
b. Schwerte/Ruhr, Iserlohner Str. 20, zu richten. 
Ein Antragsformular für. % Fahrpreisermäßigung 
geht den Teilnehmern mit der Bestätigung der An­
meldung zu. 

I>ie Kosteri betragen einschließlich Unterkunft 
und Verpflegung 40,--:-" DM. Ermäßigung kann au,f 
Antrag gewährt werden. · 

geltenden Fassung des Kirchengesetzes über die 
kirchenmusikalische Fachaufsichtsordnung bekannt 
zu machen und notwendige Ausführungsbestim­
mungen zu erlassen. 

Artikel 3 

Dies Gesetz tritt an dem Tage in Kraft, mit dem 
der Rat der Evangelischen Kirche der Union das 
genannte Gesetz für die Evangelische Kirche von 
Westfalen iri Kraft setzt. 

Bethel, den 27. Oktober 1961 

Vorstehendes Kirchengesetz wird hiermit ver­
kündet. 

Bielefeld, den 20. Dezember 1961 

Die Leitung der 
Evangelisclien Kirche von Westfalen 

D. Wilm 

Lehrgang zur Erlangung 
der Lehrbefähigung 

für Evangelische Unterweisung 
an Volksschulen 

Landeskirclienamt 
Nr. 1395/C 9-07 b 

Bielefeld, den 22. 1. 1962 

Vom 21. Mai 1962, 18 Uhr, bis zum 2. Juni (Ab­
reisetag) findet in Haus Villigst bei Schwerte/Ruhr 
ein ka.techetischer Eingangskursus 
f Ü·r E v a n g e 1 i s c h e Unter w e i s u n g an 
V o 1 k s s c h u l e n statt. 

Lehrer und Lehrerinnen, die die Lehrbefähi­
gung für die Evangelische Unterweisung erwerben 
wollen, werden gebeten, sich bis zum 8. Mai beim 
Katechetischen Amt der Evangelischen Kirche von 
Westfalen, Villigst bei Schwerte/Ruhr, Iserlohner 
Str. 20, anzumelden. ·· . 

Die Kosten für den Lehrgang betragen ein­
schließlich Unterkunft und Verpflegung 40,- DM. 
Antragsformulare für Ya Fahrpreisermäßigung ge­
hen den Teilnehmern mit de.r Bestätigung ihrer 
Anmeldung zu.. · ' · · ,. 
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Prüfung für Kirchenmusik.er 
Landeskirchenamt 
Nr. 1975/A 10-05 

Bielefeld, den 23. 1. 1962 

Die nächste Prüfung für Kirchenmusiker (B­
und C-Prüfung) findet am 19., 20. und 21. März 
1962 in der Landeskirchenmusikschule in Herford, 
Parkstr. 6, statt. 

Die Meldungen zu dieser Prüfung sind umge­
hend an das Landeskirchenamt in Bielefeld, Alt­
städter Kirchplatz 5, Postfach 2740, zu richten. Fol­
gende Unterlagen sind der Meldung beizufügen: 
a) handgeschriebener Lebenslauf, 
b) vertrauensärztliches Gesundheitszeugnis des 

Gesundheitsamtes, 
c) Nachweis über .die .allgemeine und kirchenmu­

. sikalische Ausbildung, 
d) Tauf- und Konfirmationsschein, 
e) versiegeltes pfarramtlichef1 Zeugnis über die Be­

teiligung am gottesdienstlichen und kirchlichen 
Leben und 

f) .· ein amtliches Führungszeugnis. 
Die. Prüfungsbestimmungen sind in Nummer 2 

des Kirchlichen Amtsblattes 1954 abgedruckt. 
Die Prüfungsgebühr beträgt für die C-Prüfung 

25,- DM, für die B-Prüfung'50,- DM; sie ist vor 
Eintritt in die Prüfung zu entrichten. Die Konten 

· der Landeskirchenkasse sind: Postscheckkonto 
Dortmund 140 69 und Giro-Konto 525 bei der Stadt­
sparkasse Bielefeld. 

Urkunde über eine. Pfarrstellenerrichtung 

Auf Grund von ·Artikel 11 der Kirchenordnung 
der Evangelischen Kirch.e von Westfalen vom 1. De­
zember 1953 wird nach Anhörung der Beteiligten 
hierdurch folgendes festgesetzt: 

§ 1 
In der · Evangelisch.:.Lutherischen Kirchenge­

meinde Obern b e.c k, Kirchenkreis.Herford, wird 
eine weitere (2.) Pfarrstelle mit dem Pfarrsitz in 
Obernbeck.:.Feld errichtet. 

Die Besetzung erfolgt. gemäß dem Kirchengesetz 
über die Besetzung der Gemeindepfarrstellen in der 
Evangelischen Kirche von Westfalen vom 29. Mai 
1953. . 

§ 2 

Die Urkunde tritt am 1. Dezember 1961 in Kraft. 

Bielefeld, ·den 15. November 1961 

. Die LeitW)g• .de~ 
Ev.angelischen Ki_rc;he von Westfalen 

In Vertretung 
L. $. Dr .. T.h ü m m.el 
Nr. ~833 II / Obernbeck 1 (2) 

Urkunde über die Errichtung 
einer Vikarinnenstelle 

Auf Grund des § 12 Abs. 1 Ziffer 2 des Kirchen­
gesetzes über .die Ausbildung und Anstellung von 
Vikarinnen in der Evangelischen Kirche von West­
falen vom 12. 11. 1949 in der Fassung vom 27. 10. 
1956 wird nach Anhören der Beteiligten hierdurch 
folgendes :festgesetzt: 

§ 1 

· Irri Bereich der vereinigten Kirchenkreise Dort­
. m u n d wird eine weitere Vikarinnenstelle für die 
Seelsorge an den Patienten in den Krankenanstal­
ten und Kliniken errichtet. 

§ 2 

Die Urkunde tritt am 1. Februar 1962 in Kraft. 

Bielefeld, den 29. Januar 1962 

Die Leitung der 
Evangelischen Kirche von Westfalen 

In Vertretung 

L. S. Niem an n 
Nr. 27517 / Dortmund VI 1 

Persönliche und andere Nachrichten 

Zu besetzen sind: 

die durch die Berufung des Pfarrers Hans 
Willms nach Essen-Borbeck erledigte Pfarrstelle 
der Kirchengemeinde H e n n e n, Kirchenkreis Iser­
lohn. Die Kirchengemeinde hat freies Wahlrecht. 
Bewerbungsgesuche sind durch den Herrn Superin­
tendenten in Dahle üb.,Altena (Westf.) an das Pres­
byterium zu richten. Die Gemeinde .hat Luthers und 
den Heidelberger Katechismus; 

die durch den Tod des Pfarrers Kurt Hübner 
erledigte (1.) Pfarrstelle der Kirchengemeinde 
N e u h a u s, Kirchenkreis Paderborn. Die Kirchen­
gemeinde hat freies Wahlrecht. Bewerbungsgesuche 
sind durch· den Herrn Superintendenten in Brakel 
an das Presbyterium zu richten. Die Gemeinde hat 
Luthers Katechismus; 

die durch.den Übertritt desJPfarrersi\Vegmann 
in den Ruhestand zum 1. .A,pril 1962 erledigt,e (2.) 
Pfarrstelle der Kirchengemeinde W et t er l'.R u .. h .r, 
Kii:chenkreis .Hagen. Die Kirc'Qengemeinde ,hat 
freies Wahlrecht .. Be:werbungsgesuche ,sind durch 
den Herrn Superintendenten in Hagen an das Pres­

.. byterium zu richten. Die Gemeinde hat Luthers 
Katechismus. · 
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